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Stadt Adelsheim, Stadtteil Adelsheim, 

Bebauungsplan "Sondergebiet Pflegeheim Rittersbrunnenstraße" 

Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 24.03.2025 

Auslegungsfrist / Behördenbeteiligung vom 31.03.2025 – 05.05.2025 
 

1. Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme vorgebracht: 
 
- Verband Region Rhein-Neckar 

- Vodafone GmbH 

- ZV Bodensee-Wasserversorgung 

- Handwerkskammer Mannheim 

- Stadt Möckmühl 

- Gemeinde Schefflenz 

- Stadt Widdern 

- Landesnaturschutzverband BW 

- NABU Ortsgruppe Bauland-Süd 

- BUND Buchen 
 

2. Folgende Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Anregungen und Hinweisen vorgebracht: 
 
- Stadt Ravenstein 

- Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege 

- Polizeipräsidium Heilbronn, Sachbereich Verkehr  

- Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 4 – Straßenwesen und Verkehr 

- Gemeinde Seckach 

- Stadt Osterburken 

- Gemeinde Roigheim 

- Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
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- Regierungspräsidium Karlsruhe Referat 21, Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 

- Gemeinde Schöntal 

- IHK Rhein-Neckar 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 

- Netze BW 

 

 

3. Folgende Träger öffentlicher Belange haben Stellungnahmen teils mit Anregungen und Hinweisen vorgebracht: 
 

lfd. 

Nr. 

Name/ 

Eingang des Schreibens 

Anregungen/Hinweise (Abwägungs-) Vorschlag 

1 
 
 
 
 
 
 

Zweckverband Gruppenklär-
anlage „Seckachtal“ 
 
74706 Osterburken 
 
01.04.2025 
 

als Abwasser-Zweckverband Gruppenkläranlage Seckachtal möchten wir bitten, 

im Verfahren die getrennte Ableitung von Oberflächenwasser und Schmutzwas-

ser im Rahmen der Erschließung umzusetzen. 

Des Weiteren sollte dem Verband auch die damit geplante anfallende Schmutz-

fracht aus den Abwasserkanälen mitgeteilt werden bzw. sollte die aktuelle Ge-

samtberechnung des Allgemeinen Kanalplanes mitgeteilt werden, damit diese 

mit den Daten der Kläranlage (Einwohnergleichwerte) abgestimmt werden kann. 

In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass die modernisierte Klär-

anlage auf 19.000 Einwohnergleichwerte ausgelegt ist. 

 

Siehe Ziff. 2.6.9 Anfallendes 

Oberflächenwasser / Retention 

auf dem Baugrundstück der 

schriftlichen Festsetzungen. Das 

unbelastete Dachwasser wird ge-

trennt in den Knecklesklingengra-

ben abgeleitet.  

Der allgemeine Kanalisationsplan 

der Stadt Adelsheim wird derzei-

tig überarbeitet. In diesem Zuge 

wird die hydraulische Leistungs-

fähigkeit durch die zusätzliche 

Entwässerung des Pflegeheims 

überprüft. 

Die anfallende Schmutzfracht 

bzw. die Gesamtberechnung wird 
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 dem Zweckverband mitgeteilt. 

2 NHF Netzgesellschaft Heil-
bronn-franken mbH 
 
74006 Heilbronn 
 
04.04.2025 
 
 
 
 

Die NHF Netzgesellschaft Heilbronn-Franken mbH, Tochtergesellschaft der  

ZEAG Energie AG, betreibt das Erdgasversorgungsnetz der Gasversorgung 

Unterland GmbH, kurz GU. Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf das Ge-

werk „Erdgas der GU“, für andere Gewerke, welche die NHF möglicherweise in 

besagtem Gebiet betreibt, bzw. in Ihrem Eigentum hat, gilt diese nicht.  

Mit diesem Schreiben übermitteln wir Ihnen einen Bestandsplanauszug, aus 

welchem hervorgeht, dass sich sowohl im nahen Umfeld als auch innerhalb 

des geplanten Baufeldes Erdgasinfrastruktur befindet. Falls bestehende An-

schlüsse nicht mehr benötigt werden, müssen diese auf Kosten des Verursa-

chers rückgebaut/bzw. für eine später anderweitige Nutzung getrennt werden. 

Neuobjekt können bei Bedarf an das bestehende Versorgungsnetz ange-

schlossen werden.  

Bitte informieren Sie uns auch künftig, sofern die bestehende Erdgasinfrastruk-

tur betroffen sein kann.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei Betroffenheit der Erdgasinfra-

struktur wird die NHF informiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Seite 4 von 22 
 

3 Landratsamt Neckar-Oden-
wald-Kreis 
 
74819 Mosbach 
 
05.05.2025 
 
 

Fachdienst Baurecht 

1. Von Seiten des Fachdienstes Baurecht werden keine Anregungen und Be-

denken vorgetragen. 

2. Umweltprüfung/Umweltbericht  

Wie in unserer vorausgegangenen Stellungnahme im Rahmen der frühzeiti-

gen Beteiligung festgestellt, ist bei der Aufstellung des Bebauungsplans im 

bauleitplanerischen Regelverfahren gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Be-

lange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen und im Auf-

stellungsverfahren nach § 2a Nr. 2 BauGB dazu einen Umweltbericht (als 

gesonderten Teil der Begründung) zu erstellen.  

Mit den aktuellen Unterlagen wurde nun ein Umweltbericht vorgelegt, der die 

in der Umweltprüfung zwischenzeitlich ermittelten und bewerteten Belange 

des Umweltschutzes entsprechend darlegt und erforderliche Maßnahmen 

beschreibt. Der ersichtliche Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-

fung erscheint dabei angemessen und zweckmäßig. 

Der Umweltbericht berücksichtigt insoweit die Erkenntnisse der für die jewei-

ligen Umweltbelange erstellten Fachbeiträge und Gutachten unter Beach-

tung der Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 und den §§ 2a und 4c BauGB. Die Ergeb-

nisse der zum Verfahren erstellten Fachbeiträge und gutachterlichen Aussa-

gen (wie z.B. zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung und zum Arten-

schutz) werden soweit integriert und entsprechend ihrer Relevanz darge-

stellt. 

Demnach sind hierzu in formaler Hinsicht keine grundsätzlichen Bedenken 

unsererseits vorzutragen. 

Nähere inhaltliche Details zur Behandlung und gegebenenfalls Bewältigung 

der einzelnen Umweltbelange können sich noch aus den nachfolgenden 

Stellungnahmen der verschiedenen Fachbehörden ergeben.  

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 



Seite 5 von 22 
 

3. Klimaschutz 

Klimaschutz und Klimaanpassung sind gemäß § 1a Abs. 5 BauGB sowie 

aufgrund der Klimaschutzgesetzgebung des Landes Baden-Württemberg in 

der Begründung zu Bauleitplänen wegen ihrer Abwägungsrelevanz zu the-

matisieren.  

In der städtebaulichen Begründung ist bezüglich § 1a Abs. 5 BauGB ein ei-

gener Abschnitt (Nr. 14.2) eingefügt. Wie in unserer vorausgegangenen Stel-

lungnahme bereits festgestellt, sind die diesbezüglichen Erläuterungen und 

die angesprochenen Maßnahmen dem vorliegenden Sachverhalt soweit an-

gemessen und ermöglichen eine situationsangepasste klimagerechte Pla-

nung.  

In dem zwischenzeitlich erstellten Umweltbericht wird unter Nr. 4 auch aus 

umweltplanerischer Sicht in entsprechend geeigneter Weise auf die Klima-

schutzbelange eingegangen.  

Somit sind von unserer Seite hierzu keine weitergehenden Forderungen vor-

zutragen. 

 

Untere Naturschutzbehörde 

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 

Regelfall nicht überwunden werden können 

a) Besonderer Artenschutz nach § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) 

Das Artenschutzrecht i. S. d. § 44 BNatSchG ist strikt zu beachtendes Bundes-

recht; die Zugriffsverbote gelten in der Bauleitplanung mittelbar, die Entschei-

dung hierüber unterliegt nicht der allgemeinen planerischen Abwägung der 

Stadt Adelsheim. 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Kenntnisnahme 
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Nach geltender Rechtslage ist eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung er-

forderlich, die eine entsprechende Beurteilung zulässt.  

Den aktuellen Entwurfsunterlagen lag hierzu nun ein entsprechender Fachbei-

trag Artenschutz mit Stand vom 31.01.2025 bei. 

In wesentlichen Teilen fand eine Abstimmung mit der unteren Naturschutzbe-

hörde hierzu statt. Aus naturschutzfachlicher Sicht werden ergänzend noch fol-

gende Anmerkungen und Hinweise weitergegeben: 

- Nach unserer Kenntnis sollen die Ersatznistkästen im Sinne einer CEF-Maß-

nahme schon aufgehängt worden sein. Wir benötigen dazu den diesbezügli-

chen Lageplan und bitten um Übersendung an unsere Naturschutzfachkraft, 

Frau Schlosser (vgl. unter Nr. 4.1. S. 12 Fachbeitrag Artenschutz). 

- Im vorhandenen Teich laicht die Erdkröte. Diese ist besonders geschützt. Da-

her gilt für sie auch das Zerstörungsverbot von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten. Daher ist der Ersatztümpel aus unserer Sicht ebenfalls eine CEF-

Maßnahme und auch entsprechend umzusetzen und zu erhalten. Er wäre 

daher unseres Erachtens im Fachbeitrag Artenschutz zu beschreiben (siehe 

Seite 17 Fachbeitrag Artenschutz). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. Der Lageplan 

wird vorgelegt, sobald dieser er-

stellt ist. 

 

Der Fachbeitrag Artenschutz be-

handelt die Europäischen Vogel-

arten und die Arten des Anhang 

IV der FFH-Richtlinie. Die übrigen 

Arten, einschließlich der beson-

ders geschützten Erdkröte, sind 

im Rahmen zulässiger Eingriffe 

gemäß § 44 Abs. 5 Satz 5 von den 

Verboten des § 44 BNatSchG frei-

gestellt. 

Die Erdkröte ist daher im Rahmen 

der Eingriffsregelung und im GOB 

zu behandeln. Es werden Vermei-

dungs- und Ersatzmaßnahmen 

umgesetzt. Der Tümpel wurde 

vorgezogen bereits angelegt. 
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- Der betreffende Steinriegel für Reptilien muss regelmäßig freigepflegt wer-

den, um als Ersatzlebensraum attraktiv zu bleiben. Die vorgesehene Pflege 

alle zwei Jahre muss grundsätzlich auf Dauer gewährleistet sein. Die geplan-

ten Totholzhaufen müssen ebenfalls erhalten werden. Bei Bedarf wäre neues 

Totholz zu ergänzen. Die dortige Wiese muss jährlich gemäht werden, damit 

die Habitatstrukturen nicht einwachsen. 

- Die geplante Pflanzung von Obstbäumen ist gut, um die bestehende Streu-

obstwiese zu ergänzen. Die neu gepflanzten Bäume müssten auch im Er-

tragsalter regelmäßig durch Personen geschnitten werden, die mit dem 

Schnitt von Obstgehölzen vertraut sind (siehe Grünordnerischer Beitrag 

S.22). 

- Die Rodung der Fichten darf ebenfalls nur im Winterhalbjahr durchgeführt 

werden (Grünordnerischer Beitrag S.23)  

 

- Bei fachlichen Rückfragen hierzu oder zur näheren Abstimmung zu den o. g. 

Punkten steht unsere zuständige Naturschutzfachkraft (Frau Schlosser) zur 

Verfügung. 

Aufgrund der Ergebnisse zu o. g. Untersuchungen hat sich die Notwendigkeit 

von Artenschutzmaßnahmen, insbesondere von sog. vorgezogenen Ausgleichs-

maßnahmen (CEF-Maßnahmen) ergeben. Diese sollen im Fachbeitrag Arten-

schutz entsprechend dargelegt und beschrieben sein. Vor allem Maßnahmen 

die nicht ausdrücklich in den schriftlichen Festsetzungen enthalten sind und au-

ßerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans zu liegen kommen, ist eine 

planungsrechtliche Festlegung durch einen  

öffentlich-rechtlichen Vertrag erforderlich. Der Vertrag ist rechtzeitig vor dem et-

waigen Satzungsbeschluss abzuschließen. 

Kenntnisnahme. Dies wird im öf-

fentlich-rechtlichen Vertrag gere-

gelt. 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Die Fällung erfolgte im Januar 

und Februar 2025. Eine Rodung 

wurde nicht vorgenommen. 

Kenntnisnahme 

 

 

Der öffentlich-rechtliche Vertrag 

wird vor Satzungsbeschluss 

abgeschlossen. 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 



Seite 8 von 22 
 

Von Verwaltungsseite bitten wir zur Vertragsabstimmung auf unsere Verwal-

tungsfachkraft, Herr Bangert, zuzugehen. 

b) Gesetzlich geschützte Biotope n. § 30 BNatSchG i. V. m. § 33 NatSchG und 

sonstige     naturschutzrechtliche Schutzgebiete 

Das ca. 110 m westlich liegende Waldbiotop „Klinge W Adelsheim“ wird durch 

die Aufstellung des Bebauungsplans nach unserer Einschätzung nicht negativ 

beeinträchtigt. 

Bei den Obstbäumen auf Flst.Nr. 1005, Gemarkung Adelsheim, liegt aufgrund 

der Unterschreitung der Mindestgröße kein geschützter Streuobstbestand nach 

§ 33a NatSchG vor. Es besteht keine gesonderte Genehmigungspflicht. Begrüßt 

wird jedoch, dass verlorengehende Bäume unabhängig hiervon in den Freiflä-

chen des Bestands am südlich angrenzenden Hang ersetzt werden (s. Maß-

nahme Grünordnerischer Beitrag Kapitel 6.2.3). 

Das Plangebiet liegt innerhalb einer Erschließungszone des Naturparks 

„Neckartal-Odenwald“ nach § 2 Abs. 3 der Naturpark-Verordnung, sodass hierzu 

keine gesonderten verfahrensrechtlichen Schritte erforderlich werden.  

2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiun-

gen) 

Aufgrund der zum Verfahren vorgesehenen Artenschutzmaßnahmen besteht 

keine Erforderlichkeit von naturschutzrechtlichen Ausnahmen oder Befreiungen. 

– Es wird jedoch um einen rechtzeitigen Abschluss des hierzu erforderlichen 

öffentlich-rechtlichen Vertrags gebeten. 

Eine Genehmigungspflicht zum Streuobstschutz kann ausgeschlossen werden.  

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 

Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

a) Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG: 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

Der öffentlich-rechtliche Vertrag 

wird vor Satzungsbeschluss ab-

geschlossen. 

Kenntnisnahme 
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Im bauleitplanerischen Regelverfahren ist im Rahmen der Abwägung nach § 1 

Abs. 7 BauGB die Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 Abs. 

1 BNatSchG zu behandeln. Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich 

erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB 

bezeichneten Bestandteilen sind dabei in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB 

zu berücksichtigen (Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, vgl. dazu auch § 18 

Abs. 1 BNatSchG.  

Ein entsprechender Grünordnerischer Beitrag (GOB) mit Eingriffs-Ausgleichs-

Untersuchung mit Stand vom 30.01.2025 lag den Verfahrensunterlagen hierzu 

nun bei.  

Es sind Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie plangebietsin-

terne als auch externe Kompensationsmaßnahmen vorgesehen. Im Bebauungs-

planverfahren ist dabei ein Kompensationsdefizit zu verzeichnen, das durch 

Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans bewältigt 

werden soll.  

Hierzu besteht die Erforderlichkeit für einen öffentlichrechtlichen Vertrag zur 

rechtlichen Sicherung von plangebietsexternen Maßnahmen zum Ausgleich und 

zu deren verbindlicher Zuordnung (vgl. § 1a Abs. 3 S. 4 i. V. m. § 11 Abs. 1 Nr. 

2 BauGB).  

Dieser Vertrag kann mit dem öffentlich-rechtlichen Vertrag zu Sicherung der un-

ter obiger Nr. 1. a) erwähnten Vertrags kombiniert werden.  

Auf den rechtzeitigen Abschluss des Vertrags vor Satzungsbeschluss wird zu-

dem hingewiesen. 

 

Die unter Nr. 6.2.3 des GOB vorgesehene Anrechnung eines Ökopunkteüber-

schusses aus dem Bebauungsplan „Johannes-Diakonie Nr. 1.54 E“ stellt eine in 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Der öffentlich-rechtliche Vertrag 

wird vor Satzungsbeschluss ab-

geschlossen. 

 

Kenntnisnahme 

Der öffentlich-rechtliche Vertrag 

wird vor Satzungsbeschluss ab-

geschlossen. 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Eine entsprechende schriftliche 
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der Vergangenheit mit dem Landratsamt und der Großen Kreisstadt Mosbach 

abgestimmte Sonderregelung dar. Hiervon wurde schon bei verschiedentlichen 

Bebauungsplänen mit Beteiligung der Johannes-Diakonie Gebrauch gemacht. 

Im vorliegenden Fall liegt allerdings die Besonderheit vor, dass hier nicht die 

Große Kreisstadt Mosbach, sondern die Stadt Adelsheim Trägerin der Bauleit-

planung ist. Daher muss seitens der Großen Kreisstadt Mosbach der Übertra-

gung der Ökopunkte auf das baurechtliche Ökokonto der Stadt Adelsheim aus-

drücklich zustimmen, da die Ökopunkte von Mosbach gewissermaßen abge-

bucht werden. Entsprechend sind die betroffenen baurechtlichen Ökokonten zu 

berichtigen und die einzelnen Schritte zu dokumentieren. Hierzu ist der unteren 

Naturschutzbehörde ein schriftlicher Nachweis vorzulegen. Aus unserer Sicht ist 

diese Regelung zur planungsrechtlichen Sicherung als Verpflichtung in den o. g. 

öffentlich-rechtlichen Vertrag aufzunehmen. 

b) Biotopverbund nach § 21 BNatSchG und § 22 NatSchG 

Der Fachplan Landesweiter Biotopverbund wird am südlichen Rand des Plan-

gebiets zwar geringflächig berührt. Bei einer angemessenen Umsetzung der vor-

gesehenen Natur- und Artenschutzmaßnahmen insbesondere der Durchgrü-

nung des Sondergebiets entsprechend Nr. 2.8.1 der planungsrechtlichen Fest-

setzungen verbleiben hierzu jedoch keine erheblichen Bedenken. 

Der Generalwildwegeplan ist nicht betroffen. 

c) Naturschutzrechtliches Fazit: 

Vorbehaltlich der Klärung zu den oben angesprochenen Punkten und dem 

rechtzeitigen Abschluss des erforderlichen öffentlich-rechtlichen Vertrags 

verbleiben aus unserer Sicht keine unüberwindbaren naturschutzrechtlichen 

Planungshindernisse.  

Technische Fachbehörde 

Grundwasserschutz 

Zusage der Stadt Mosbach zur 

Übertragung der Ökopunkte liegt 

vor und wird einschließlich der 

Dokumentation der beschriebe-

nen Schritte dem öffentlich-recht-

lichen Vertrag beigefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

Kenntnisnahme 
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Die Anmerkungen der Fachbehörde aus der frühzeitigen Beteiligung wurden in 

der Abwägungstabelle vom 19.02.2025 sowie der textlichen Festsetzung zur 

Kenntnis genommen und beachtet. Diese Stellungnahme ist weiterhin gültig. 

Unter Ziff. 2.6.5 der schriftlichen Festsetzung ist aus Sicht der technischen Fach-

behörde für Grundwasserschutz Folgendes zu ergänzen: 

Stellplätze, Zufahrten und Wege, sofern keine Gefährdung des Grundwassers 

zu befürchten ist, sind so anzulegen und zu befestigen, dass Niederschlagswas-

ser versickern kann. 

Technische Fachbehörde 

Abwasserbeseitigung 

Zu dem vorliegenden Bauleitplanverfahren wurde bereits im Rahmen der früh-

zeitigen Beteiligung Stellung bezogen. 

In der Abwägungstabelle wurde zu der Stellungnahme u.a. folgende Abwägung 

vorgeschlagen: „Mit dem Bau von Zisternen ist eine Rückhaltung des Regen-

wassers und Entlastung der Kanalisation gegeben.“ 

Hierzu wird angemerkt, dass die Errichtung von Zisternen in den schriftlichen 

Festsetzungen lediglich empfohlen wird. Eine Rückhaltung des Regenwassers 

und eine Entlastung der Kanalisation sind daher nicht zwingend gegeben.  

Weiterhin sind der Errichtung von Zisternen oberirdische offene Elemente der 

dezentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung zum Rückhalt und zur Ablei-

tung von Regenwasser vorzuziehen. Im vorliegenden Fall bietet sich aus fach-

technischer Sicht eine Ableitung des unbelasteten Dachflächenwassers in den 

Knecklesklingengraben an, sofern eine Versickerung seitens des Antragsstellers 

nicht umgesetzt werden kann.  

Hinsichtlich der Ableitung des Niederschlagswassers in den Knecklesklingen-

graben soll die Stellungnahme vom 06.06.2024 im Rahmen der frühzeitigen Be-

Kenntnisnahme 

 

 

Wurde in Ziff.2.6.5 der schriftli-

chen Festsetzungen ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Errichtung von Zisternen 

bleibt als Empfehlung bestehen. 

Eine getrennte Ableitung des un-

belasteten Dachwassers wird ver-

pflichtend in die schriftlichen Fest-

setzungen Ziff. 2.6.9 aufgenom-

men. 
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teiligung konkretisiert werden: Das unbelastete Niederschlagswasser der Dach-

flächen im Plangebiet darf erlaubnisfrei versickert oder als Gemeingebrauch in 

ein oberirdisches Gewässer eingeleitet werden.  

Technische Fachbehörde  

Oberirdische Gewässer 

Im nördlichen Bereich des Plangebietes verläuft der Knecklesklingengraben, ein 

Gewässer II. Ordnung, in west-östlicher Richtung. Das Vorhaben befindet sich 

innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils (Innenbereich). 

Entlang der Böschungsoberkante ist demnach ein Gewässerrandstreifen mit ei-

ner Breite von 5,0 Metern freizuhalten. Dieser dient dem Schutz, der Erhaltung 

sowie der ökologischen Aufwertung oberirdischer Gewässer, der natürlichen 

Wasserrückhaltung, der Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Wasserab-

flusses sowie der Reduktion stofflicher Einträge in das Gewässer. 

Innerhalb des Gewässerrandstreifens sind gemäß den gesetzlichen Vorgaben 

nach § 38 Abs. 4 WHG folgende Nutzungen und Maßnahmen unzulässig: 

• die Umwandlung von Dauergrünland in Ackerland, 

• das Entfernen standortgerechter Gehölze (Bäume und Sträucher), 

• die Neuanpflanzung nicht standortgerechter Gehölze, 

• die nicht nur vorübergehende Lagerung von Gegenständen, welche den 

Wasserabfluss behindern oder im Hochwasserfall abgeschwemmt werden kön-

nen, 

• sowie die Errichtung baulicher Anlagen jeglicher Art, einschließlich ver-

fahrensfreier Vorhaben gemäß Anlage zur Landesbauordnung (z. B. Feuerstät-

ten, Einfriedungen, Garten- und Gewächshäuser, Erdaufschüttungen, befestigte 

Flächen, Fahrradabstellanlagen sowie sonstige untergeordnete bauliche Ein-

richtungen).  

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Siehe Ziff. 2.10.18 Gewässer-

randstreifen als nachrichtlichen 

Hinweis in den schriftl. Festset-

zungen. 

 

Siehe Ziff. 2.10.19 Bebauung des 

Gewässerrandstreifen als nach-

richtlichen Hinweis in den schriftl. 

Festsetzungen. 
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Hinweis zum Bestandsschutz bei baulichen und sonstigen Anlagen („Gewäs-

serrandstreifen in Baden-Württemberg“, WBW, November 2015) 

Innerhalb des Gewässerrandstreifens ist die Errichtung baulicher und sonstiger 

Anlagen untersagt, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich 

erforderlich sind (§ 29 Abs. 3 Nr. 2 Wassergesetz Ba-Wü). Im Außenbereich gibt 

es dieses Verbot bereits seit 1996 (§ 68b Abs. 4 Nr. 3 WG alt). Für den Innenbe- 

reich wurde die Regelung in BadenWürttemberg mit dem neuen Wassergesetz 

zum 01.01.2014 eingeführt. 

Bauliche Anlagen im Innenbereich, die vor dem 01.01.2014 errichtet wur-

den, sowie bauliche Anlagen im Außenbereich, die vor dem 01.01.1996 

errichtet wurden, für die es eine Genehmigung gibt, oder verfahrensfreie 

Vorhaben, die keiner Genehmigung bedurften, unterliegen dem Be-

standsschutz. Gleiches gilt für bauliche Anlagen, die eine Genehmigung 

verbunden mit einer Befreiung vom Bauverbot im Gewässerrandstreifen 

haben. 

Neue Vorhaben, die aufgrund von Bebauungsplänen verwirklicht werden 

sollen, die vor dem 01.01.2014 in Kraft getreten sind und den Gewässer-

randstreifen von fünf Metern nicht einhalten, sind nicht zulässig. Die Re-

gelung im Wassergesetz geht dem Baurecht als spezielles Fachrecht 

vor. Die Gemeinde hat die Möglichkeit, unter den genannten Vorausset-

zungen eine geänderte Festsetzung des Gewässerrandstreifens vorzu-

nehmen. 

Das Plangebiet liegt außerhalb eines festgesetzten oder vorläufig gesicherten 

Überschwemmungsgebietes im Sinne des § 76 WHG. Jedoch kann eine tempo-

räre Ausuferung des Gewässerbetts infolge von Starkregenereignissen nicht 

vollständig ausgeschlossen werden (siehe ergänzende Hinweise unten). 

 

 

Siehe Ziff. 2.10.19 Bebauung des 

Gewässerrandstreifen als nach-

richtlichen Hinweis in den schriftl. 

Festsetzungen. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Aufgrund der im Plangebiet gegebenen topografischen Verhältnisse kann es in-

folge von Starkregenereignissen zur Ausbildung von Abflussrinnen mit derzeit 

nicht quantifizierten Fließgeschwindigkeiten und Überflutungstiefen kommen, da 

Starkregengefahrenkarten noch nicht vorliegen. Es ist zu erwarten, dass in Folge 

von Starkregenereignissen der Knecklesklingengraben hydraulisch überlastet 

und ausufert.  

Eine Gefährdung der angrenzenden und unterhalb gelegenen Objekte kann da-

bei nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

Unter der Voraussetzung, dass die nachstehenden Hinweise berücksichtigt wer-

den, bestehen keine Einwände gegen das Vorhaben. Es wird daher darum ge-

beten, diese im Rahmen des Starkregenrisikomanagements zu beachten. 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind mögliche Überflutungen infolge 

Starkregenereignisse zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 BauGB). Aus verschiede-

nen Gründen, z.B. Oberflächenabflüsse an Hanglagen, aus Außeneinzugsge-

bieten etc., kann es bei Starkregen, zu wild abfließendem Wasser kommen. Ent-

sprechend § 37 WHG darf der natürliche Ablauf von wild abfließenden Wasser 

auf ein tiefer liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher liegenden 

Grundstücks behindert werden und nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden 

Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden.  

Um Unsicherheit infolge von Starkregenereignissen zu reduzieren und evtl. 

Schäden vorzubeugen, wird Kommunen empfohlen, die potenzielle Gefähr-

dungslage und das individuelle Risiko durch Extremwetter intensiv zu reflektie-

ren und die hieraus resultierenden Erkenntnisse in der Planung abzubilden.  

Vorsorgliche Überlegungen wie: 

• die Flächenvorsorge - z.B. das Freihalten gefährdeter Gebiete von einer 

Bebauung, die  

 

 

 

 

 

 

Siehe Ziff. 2.10.23 Starkregener-

eignisse als nachrichtlichen Hin-

weis der schriftlichen Festsetzun-

gen. 

 

Eine negative Beeinträchtigung 

der Unterliger durch das Bauvor-

haben ist nicht zu erwarten. Das 

Bauvorhaben liegt nicht in einem 

Überschwemmungsgebiet 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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Nutzung von Straßen als Notabflusswege, Errichtung von Mulden, Däm-

men, Wällen 

• die Bauvorsorge - eine angepasste Bauweise (z.B. Anheben des Ein-

gangsbereiches/Erdgeschossfußbodenhöhe gegenüber dem Straßenni-

veau) und bauliche Schutzvorkehrungen zur Verringerung möglicher Schä-

den (z.B. Lichtschächte gegen Überflutung schützen, auf Unterkellerung 

verzichten) 

sollten daher einfließen.   

Da zusätzliches Niederschlagswasser infolge der baulichen Nutzung nicht gänz-

lich auf den Flächen zurückgehalten oder versickert werden kann, kann dies zu 

einer nachteiligen Beeinflussung der Hochwassersituation unterhalb der Einlei-

tung (z. B. des Regenwasserkanals oder einer Mischwasserentlastung) führen.  

 

Die Auswirkungen außergewöhnlicher Starkregen- bzw. Hochwasserereignisse 

(bis T=100a) sind daher näher zu betrachten; insbesondere sind die Auswirkun-

gen (belastbar) zu prüfen sowie nachvollziehbar und transparent dazulegen.  

Sofern nachteilige Auswirkungen auf das Fließgewässer selbst (hydraulischer 

Stress) bzw. die Unterlieger zu erwarten sind, sind Maßnahmen zur Vermeidung 

und zum Ausgleich darzulegen. 

Rechtsgrundlage: 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange des Hoch-

wasserschutzes und der Hochwasservorsorge, insbesondere die Vermeidung 

und Verringerung von Hochwasserschäden, zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 

12 BauGB). 

Weiterführenden Informationen erhalten sie u.a. im Leitfaden der LUBW „Kom-

munales Starkregenrisikomanagement in Baden-Württemberg“ 

(https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/47871) und auf der Internetseite 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Bauvorhaben liegt nicht in ei-

nem Überschwemmungsgebiet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg 

(https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/bauleitplanung). 

Technische Fachbehörde 

Bodenschutz, Altlasten, Abfall 

Altlasten 

Gemäß den derzeit vorliegenden Unterlagen und Plänen sind im Planungs- und 

Einwirkungsbereich des Bebauungsplans "Sondergebiet Pflegeheim Ritters-

brunnenstraße" Adelsheim keine Altlasten bzw. altastverdächtige Flächen im 

Bodenschutz- und Altlastenkataster erfasst. 

Werden bei Erdarbeiten/Tiefbauarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunrei-

nigte Aushubmaterialien angetroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem 

Aushub zu trennen und gemäß § 3 Landes-Bodenschutz und Altlastengesetz 

(LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz zu verfahren. Die 

Stadt Mosbach und das Landratsamt sind umgehend über Art und Ausmaß fest-

gestellter Verunreinigungen zu informieren.  

Die im Rahmen der erforderlichen Tiefbauarbeiten anfallenden Aushubmateria-

lien, welche nicht vor Ort wieder eingebaut werden können (wie auffälliges 

und/oder überschüssiges Bodenaushubmaterial), sind entsprechend der aktuel-

len gesetzlichen Vorgaben einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 

Bodenschutz 

Zweck des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist es, nachhaltig die 

Funktionen des Bodens zu sichern und/oder wiederherzustellen. Hierzu sind 

schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nachteilige 

Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sind 

Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Ar-

chiv der Natur- und Kulturgeschichte soweit wie möglich zu vermeiden (§ 1 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Siehe Ziff. 2.10.6 Antreffen von 

Fremdmaterial / Altlaster als 

nachrichtlichen Hinweis in den 

schriftl. Festsetzungen. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Siehe Ziff. 2.10.7 Allgemeiner Bo-

denschutz als nachrichtlichen 

Hinweis in den schrift. Festset-

zungen. 
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BBodSchG). Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass 

schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 BBodSchG). 

Bei Baumaßnahmen ist der humose Oberboden (soweit der Boden keine Schad-

stoffe enthält) getrennt auszubauen und gemäß § 4 Bundes-Bodenschutzgesetz 

(BBodSchG) und § 202 Bundesbaugesetz schonend zu behandeln. 

Wird der humose Oberboden zwischengelagert, sind hierzu Lager vorzusehen, 

die den Erhalt der Bodenfunktionen, insbesondere die biologische Aktivität, ge-

währleisten (z. B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzenresten 

max. 1,50 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,50 m, 

Schutz vor Vernässung und Staunässe etc.). 

Auf die seit 01.08.2023 geltenden gesetzlichen Vorgaben (insbesondere die Er-

satzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) sowie die Neufassung der Bundes-

Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)) wird ausdrücklich hinge-

wiesen.  

Fachdienst Forst 

Durch das geplante Vorhaben sind laut den eingereichten Planunterlagen keine 

Waldflächen i.S.d. § 2 Abs. 1 Landeswaldgesetz für Baden-Württemberg 

(LWaldG) unmittelbar betroffen.  

Jedoch grenzt im Norden und Westen Wald i.S.d. LWaldG an das Vorhaben an. 

Gemäß § 4 Abs. 3 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) ist von 

Gebäuden ein Abstand von 30 m zum Wald einzuhalten. Dieser Waldabstand 

wird nach den Planunterlagen unterschritten. Eine atypische Gefahrensituation 

aufgrund der Topographie bzw. der potentiellen Wuchshöhe der aufstockenden 

Bäume ist aus forstfachlicher Sicht nicht gegeben. Eine Gefährdung der Gebäu-

denutzer durch Astabbruch bzw. Baumsturz aufgrund höherer Gewalt ist nicht 

auszuschließen und die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Le-

ben und Gesundheit entgegen § 3 Abs. 1 LBO potentiell bedroht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Kenntnisnahme 
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Zur Vermeidung dieser Gefährdung und der Genehmigung einer Ausnahme zur 

Unterschreitung des Waldabstands gem. § 4 Abs. 3 S. 3 LBO durch die Bau-

rechtsbehörde, wäre aus unserer Sicht die in der Begründung des Bebauungs-

plans (Fassung vom 24.03.2025, Kap. 14.4) vorgeschlagene Gestaltung eines 

naturnahen und dauerhaften Waldrandes möglich.  

Der Waldrand ist so zu gestalten, dass keine Bäume im Abstand von 30 m zur 

zukünftigen Bebauung aufwachsen, die bei Umstürzen oder durch herabfallende 

Baumteile die Bebauung treffen können. Ein solcher Waldrand wäre im Baulas-

tenverzeichnis der Stadt dauerhaft zu sichern.   

Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte hat der FD Forst keine Be-

denken gegen das Vorhaben. 

Gewerbeaufsicht 

Für die Aufstellung des Bebauungsplans „Sondergebiet Pflegeheim Rittersbrun-

nenstraße“ auf der Gemarkung Adelsheim (Planstand 24.03.2025) wurde aus 

immissionsschutzrechtlicher Sicht der Schutzanspruch eines allgemeinen 

Wohngebietes nach Ziffer 6.1 e TA Lärm zu Grunde gelegt, da sich der Schwer-

punkt des Nutzungskonzeptes auf das gemeinschaftliche Wohnen konzentriert. 

Das zukünftige „Sondergebiet Pflegeheim Rittersbrunnenstraße“ liegt im Ein-

wirkbereich zweier Gewerbe-/ Industriegebiete. Das angrenzende GI „Untere 

Dammbergwiesen“ weist keine konkreten Festsetzungen zum Schallimmissions-

schutz aus. Es ist lediglich festgesetzt, dass die Betriebe im südlichen Bereich 

so zu führen sind, dass am benachbarten Wohngebiet die Richtwerte der TA 

Lärm nicht überschritten werden. Für den „Business-Park Adelsheim“ sind die 

GE- und GI Flächen ebenfalls ohne schalltechnische Einschränkungen festge-

setzt.  

Im vorliegenden Fall werden die Immissionsrichtwerte für ein WA am zukünftigen 

Pflegeheim (und bereits am bestehenden angrenzenden WA) nur eingehalten, 

Die Gestaltung eines naturnahen 

und dauerhaften Waldrandes wird 

im Baulastenverzeichnis der 

Stadt Adelsheim dauerhaft gesi-

chert. 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 
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wenn die flächenbezogenen Geräuschemissionen gemäß DIN 45691 „Ge-

räuschkontingentierung“ im GI „Untere Dammbergwiesen Nord“ dauerhaft um 8 

dB(A) bzw. im GI „Untere Dammbergwiesen Süd und West“ um 10 dB(A) unter-

schritten werden. Die hier ermittelten Werte sind eher typisch für GE-Flächen. 

Zudem ist die städtebauliche Abfolge gemäß BauNVO nicht gegeben. Bei raum-

bedeutsamen Planungen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 

Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die 

ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete so weit wie 

möglich vermieden werden (vgl. Planungsgrundsatz § 50 BImSchG).  

Aus der Sicht des vorbeugenden Immissionsschutzes bestehen von Seiten der 

Gewerbeaufsicht aufgrund der vorhandenen Gebietsausweisung Bedenken. 

Zur Konfliktbewältigung wird angeregt, eine planerische Lösung der Gemenge-

lage anzustreben.  

Immissionsschutzrechtlich wäre das bestehende GI in ein GEe umzuzonen, in 

dem nur solche Betriebe zulässig sind, die das Wohnen nicht wesentlich stören 

(i.S. des § 6 BauNVO) und die Einhaltung der Immissionsrichtwerte für ein WA 

dauerhaft sichergestellt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

Im Bebauungsplan „Untere 

Dammbergwiesen (GI)“ ist festge-

setzt, dass die Betriebe im südli-

chen Bereich des GI-Gebietes so 

zu führen sind, dass an der vor-

handenen benachbarten Wohn-

bebauung die Richtwerte für 

Wohngebiete nicht überschritten 

werden. Die Lage des Plangebie-

tes ist auf einem zuvor genutzten 

Grundstück mit Wohnhaus. Es 

entstehen durch das Vorhaben 

keine zusätzlichen Einschränkun-

gen bzw. Änderungen, da auch 
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Die Ermittlung der Verkehrslärmimmissionen der Bundesstraße B292 wurden 

nicht untersucht. Im Bebauungsplan-Verfahren sind alle öffentlich-rechtliche Be-

lange zu berücksichtigen.  

Zur Begrenzung von Verkehrslärm sind ggf. passive Schallschutzmaßnahmen 

an den schutzwürdigen Räumen (sofern vorhanden) möglich / vorzusehen.  

Die Verkehrslärmimmissionen können ggf. im Baugenehmigungsverfahren be-

wertet werden. 

 

Gesundheitswesen 

Die Versorgung des Baugebietes mit Trinkwasser muss in ausreichender Quali-

tät, Menge (Wasserbedarf) und Druck sichergestellt werden. 

 

Das Baugebiet ist an die öffentliche Kläranlage anzuschließen.  

 

 

bereits Bestandsgebäude, teil-

weise sogar näher, an bestehen-

den Betrieben vorhanden sind. 

Eine nachträgliche Änderung des 

Industriegebiet in ein Gewerbege-

biet würde unweigerlich zu recht-

lichen Problemen führen, da die 

bestehenden Betriebe auf Basis 

des rechtskräftigen Bebauungs-

plan genehmigt wurden und sich 

auf dieser Basis angesiedelt ha-

ben.  

Kenntnisnahme 

 

 

Der Verkehrslärm bezüglich der 

B292 ist im Baugenehmigungs- 

verfahren speziell auf da Bauvor-

haben zu bewerten und zu behan-

deln. 

 

Die Wasserversorgung erfolgt 

über das bestehende Wasserver-

sorgungsnetz 

Die Abwasserentsorgung erfolgt 

über den bestehenden Kanal in 

der "Rittersbrunnenstraße".  
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Der Einbau von Regenwasserzisternen muss durch eine anerkannte Fachfirma 

erfolgen. Der Betrieb der Regenwasserzisterne muss dem Gesundheitsamt und 

dem Wasserversorger gemeldet werden. 

Dies gilt nur für Regenwasserzisternen, aus denen in ein Brauchwassernetz zur 

Nutzung innerhalb von Gebäuden eingespeist wird. 

Kreisbrandmeister 

Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes bestehen grundsätzlich keine Be-

denken. 

Folgendes ist einzuhalten: 

Damit bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame 

Löscharbeiten möglich sind, müssen die erforderliche Bewegungsfreiheit und Si-

cherheit für den Einsatz der Feuerlösch- und Rettungsgeräte gewährleistet sein. 

Zu Gebäuden, deren Entfernung von öffentlichen befahrbaren Verkehrsflächen 

50 m überschreitet, sind – unabhängig von der Rettungshöhe – Feuerwehrzu-

fahrten entsprechend der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstü-

cken“ vorzusehen. 

Öffentliche Straßenflächen sowie Feuerwehrflächen nach § 2 Abs. 3 LBOAVO 

sind entsprechend der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Flä-

chen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken (VwV Feuerwehrflä-

chen) bzw. der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ anzu-

ordnen und einzuplanen.  

Die Feuerwehr Adelsheim besitzt keine Drehleiter.  

Die Löschwasserversorgung ist im Geltungsbereich entsprechend der DVGW-

Richtlinie W 405 mit einem Löschwasserbedarf von 96 m³/h für den Grundschutz 

durch die Stadt Adelsheim herzustellen. Die Abstände zwischen den Hydranten 

richten sich nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 331. 

 

Siehe Ziff. 2.10.12 Brauchwas-

seranlagen als nachrichtlichen 

Hinweis in den schriftl. Festset- 

zungen. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

Dies ist bei der Gebäudeplanung 

bzw. den jeweiligen Genehmi-

gungsverfahren zu berücksichti-

gen. 

 

 

 

 

Dies ist bei der Gebäudeplanung 

bzw. den jeweiligen Genehmi-

gungsverfahren zu berücksichti-

gen. 

 

Kenntnisnahme 

Die Löschwasserversorgung er-

folgt über das bestehende Was-

serversorgungsnetz 
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Aufgestellt:  
Adelsheim, 16.06.2025 
 
 
Ingenieurbüro Sack & Partner GmbH 
Adelsheim - Tauberbischofsheim 
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